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geſprochen wurde , dem Urtheil Genüge geleiſtet , ſo iſt , weil der
Zweck erreicht , daſſelbe wieder aufzuheben . Andernfalls tritt das
Verbot erſt mit dem Ablauf der gedachten Zeit , mit dieſem aber
kraft Geſetzes außer Wirkſamkeit .

Bierter Titel .

Von der Beſchlagnahme von Druckſchriften.
Die Verfügung des Beſchlags findet ſtatt :
J. gegen Druckſchriften , deren Verbreitung nach dem

Inhalt des II . Titels unterſagt iſt , P . G. §. 19 1, mit⸗
hin : wenn die vorgeſchriebene Angabe des Druckers und Druck⸗
ortes fehlt oder falſch iſt ( §. 5. ) , ein Verbot der Druckſchrift ver⸗
kündet ( §. 7. 9. 17. ) und wenn auf deren Unterdrückung oder
Vernichtung erkannt worden iſt ( K1 16 )

II . gegen Druckſchriften , welche einen ſtrafrechtlich ver⸗
folgbaren Inhalt haben , P . G. §. 192 . ; der ſträfliche In⸗
halt einer Druckſchrift wird aber erſt von dem Zeitpunkt an ver⸗
folgbar , mit welchem der ſtrafbare Verſuch des Preßvergehens beginnt ,
( P . G. §. 15 . f . oben III . Tit . zu I . 2. S . 28 . ) ; darum findet auch die
Beſchlagnahme erſt von da an , nicht aber , wie nach dem früheren
Geſetz , ſchon nach der Abgabe der Handſchrift zum Druck , ſtatt .
In dieſem Falle kann ſich die Beſchlagnahme außer auf die Druck⸗
ſchrift zugleich auf die zur Vervielfältigung derſelben dienenden
Platten und Formen ausdehnen . P. ⸗G. §. 19 . Abſ. 3.

Der Beſchlag wegen preßpolizeilicher Uebertretun —
gen ( J . ) geht ſtetshin von der Polizeibehörde aus , der
Beſchlag wegen ſträflichen Inhalts ( II . ) kann in der Regel
nur von einem Richter , ausnahmsweiſe aber auch von der
Polizeibehörde verfügt werden , P. ⸗G. §. 20 —22 . ; die in dem
bisherigen Geſetz anerkannt geweſene Berechtigung des Staats⸗
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anwalts , einen Beſchlag anzuordnen ( §. 28 . des Geſetzes von

1851 ) , hat in dem neuen Geſetz keine Berückſichtigung gefunden .

Die Grundſätze , welche den beiden Arten des Be⸗

ſchlags gemeinſam gelten , ergeben ſich aus Nachſtehendem :
1. Die Beſchlagnahme erſtreckt ſich auf alle Exemplare der

Druckſchrift , mit Ausnahme derjenigen , welche bereits in den Be⸗

ſitz von Privatperſonen zum Zweckeeigenen Gebrauchs
übergegangen ſind , P. ⸗G. F. 19 . Abſ . 2. ; die im Beſitze des Ver⸗

faſſers , Herausgebers , Verlegers , Buchhändlers oder Druckers be⸗

findlichen oder von dieſen ſonſt hinterlegten Exemplaren fallen kei⸗

nenfalls unter dieſe Ausnahme , vgl . P. ⸗G. F. 16. ; der Beſitz ge⸗

ſchloſſener Geſellſchaften ſteht dem Beſitz von Privatper⸗
ſonen gleich.

2. Jede Beſchlagnahmsverfügung hat die Gründe anzugeben ,

auf welchen ſie beruht ( vergl . St . ⸗P. ⸗O. F. 141 ) und iſt den Be⸗

theiligten zu eröffnen . Für die Eröffnung der richterlichen Er⸗

kenntniſſe , wodurch ein Beſchlag verfügt oder beſtätigt wird

(ſ . unten ) , kommt neben den allgemeinen Beſtimmungen über Er⸗

öffnung gerichtlicher Verfügungen ( ogl . St . ⸗P. ⸗O. F. 149 . bürgerl .

P. ⸗O. F. 228 ff . ) noch in Beracht : wenn diejenigen , gegen welche
der Beſchlag verfüht wurde , ſich im Inland befinden , und ihr

Aufenthaltsort bekannt iſt , ſo hat an ſie ſtets eine mündliche Er⸗

öffnung oder Zuſtellung einer ſchriftlichen Ausfertigung des Erkennt⸗

niſſes ſtattzufinden ; ſind dieſelben außerhalb Landes , oder iſt ihr
Aufenthaltsort unbekannt , ſo tritt an Stelle dieſer Eröffnung an

ſie der Anſchlag des Erkenntniſſes am Gerichtslokal ; dieſer Anſchlag
hat auch ſtattzufinden , wenn der Beſchlag nicht gegen eine beſtimmte
Perſon verfügt worden iſt . P . G. §. 24 , Abſ. 1. Außer dieſer

Eröffnung hat ſtetshin auch noch eine öffentliche Bekannt⸗

machung der Beſchlagnahme einzutreten und ſoll den außerhalb
Landes befindlichen Betheiligten , deren Aufenthaltsort bekannt iſt,
eine Mittheilung von dem Beſchlag durch die Poſt zugeſendet wer⸗

den , P . G. K. 24 , Abſ. 2. ; wo aber die Eröffnung an eine beſtimmte
Zeit gebunden iſt , gilt dieſe Beſchränkung nicht von dieſer öffent⸗
lichen Bekanntmachung und Poſtſendung , ſondern nur von der hier⸗
bei allein maaßgebenden vorerwähnten mündlichen oder ſchriftlichen
Eröffnung und bezw. von dem Anſchlag am Gerichtslokal ,

zu 100 fl.
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3 ) Wenn eine Polizeibehörde einen Beſchlag vorſätz⸗
lich oder aus grober Fahrläſſigkeit ohne genügenden
Grund verfügt hat , ſo gebührt dem durch den Beſchlag Beſchã⸗
digten Erſatz des Schadens aus der Staatskaſſe . P . G. F. 25 ,

Abſ. 2. Dieſer Anſpruch erliſcht , wenn derſelbe nicht binnen

drei Monaten bei dem zuſtändigen Gericht geltend ge —
macht worden iſt ; dieſe Friſt iſt von dem Zeitpunkt an zu rechnen ,
in welchem der Beſchlag entweder kraft Geſetzes ſeine Wirkſam⸗
keit verloren hat oder wieder aufgehoben wurde . P . G. F. 25 ,

Abſ. 3. Die Friſt iſt gewahrt , wenn innerhalb derſelben die Klage
eingereicht wurde . Als zuſtändiges Gericht erſcheint ohne Rückſicht
auf die Schadensſumme jedes Kreisgericht . P . ⸗O. F. 10 2. 21 .

Auf den Schadenserſatzanſpruch , welchen Betheiligte gegen einen

Beamten wegen rechtswidriger Beſchlagnahme nach Maaßgabe des

bürgerlichen Rechts ( L. - R. S . 1382 ff . ) haben können , findet die

Beſchränkung der Geltendmachung hinſichtlich der Zeit keine An⸗

wendung .

4) Jeder Beſchlag einer Druckſchrift bewirkt , daß dieſelbe nicht
mehr verbreitet werden darf ( P . G. F. 7 ) und folgeweiſe derjenige ,
welcher ſie gleichwohl verbreitet , einer polizeilichen Geldſtrafe bis

zu 100 fl. verfällt ( P. ⸗G. §. 8) . Dieſe Wirkung tritt jedoch hin⸗
ſichtlich derjenigen , welchen nicht eine beſondere Eröffnung gemacht
worden iſt , erſt durch die öffentliche Bekanntmachung ( §. 24, Abſ. 2 )
und erſt von da an ein , wo dieſe als dem Verbreiter bekannt an⸗

genommen werden kann , wobei jedoch nicht §. 150 der St . ⸗P. ⸗O. ,
ſondern der L. ⸗R. S . 1 in Betracht kommt .

Hieran reihen ſich die Grundſätze , welche nur auf die

eine oder andere Art des Beſchlags Anwendung finden .
Ueber ſie iſt zu bemerken :

Zu I .

Der Beſchlag , welcher wegen preßpolizeilicher Ueber⸗

tretungen von der Polizeibehörde verfügt worden iſt , be⸗

darf nicht mehr , wie bisher , ſtetshin einer richterlichen Beſtätigung ;
eine ſolche kommt nur dann in Frage , wenn gegen den Beſchlag
Einſprache bei der Polizeibehörde erhoben wird . Das Recht
hierzu ſteht jedem Betheiligten , d. h. jedem zu , welcher ein rechtli⸗
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ches Intereſſe an der Wiederaufhebung der Beſchlagnahme hat , das⸗

ſelbe kann aber nur innerhalb acht Tagen von Eröffnung der Be⸗

ſchlagsverfügung ausgeübt werden . P . ⸗G. F. 20 , Abſ . 2.

Wird eine Einſprache nicht erhoben , ſo dauert der Beſchlag
in ſolange fort , bis der Grund , auf welchem die, denſelben ver —

anlaſſende , Unterſagung der Verbreitung beruht , weggefallen iſt .

Wenn dagegen die Erhebung einer Einſprache ſtattfindet , ſo iſt die

Polizeibehörde verpflichtet , die Akten binnen 24 Stunden dem Amts⸗

gerichte zur Entſcheidung vorzulegen , und dieſes hat die Entſchei⸗

dung binnen drei Tagen von Erhebung der Einſprache an zu

ertheilen . P. ⸗G. §. 20 , Abſ. 3. Wird eine Beſtätig ung des

Beſchlags innerhalb dieſer Friſt nicht ausgeſprochen und fin⸗
det nicht zugleich die Eröffnung dieſer Beſtätigung nach Maaß⸗

gabe des §. 24 , Abſ . 1 , innerhalb eben derſelben Friiſt ,
oder ſoferne die Eröffnung an eine , zwar nicht am Sitze des Ge—⸗

richts , aber im Inland an einem bekannten Orte wohnende Perſon
zu geſchehen hat , innerhalb weiterer drei Tage ſtatt , ſo
verliert der Beſchlag kraft Geſetzes ſeine Wirkſamkeit . P. ⸗G. §. 20 ,

Abſ . 4, vgl . mit §. 24 , Abſ. 1. Die Folge davon iſt , daß die

Lage ſo beurtheilt werden muß , als ob ein Beſchlag gar nie an⸗

gelegt worden wäre , und daßderje nige, dem in Folge des Beſchlags
Exemplare der Druckſchrift zur Verwahrung etwa hinweggenommen
worden ſind , dieſelben ſofort wieder herausfordern , und geeigneten⸗
falls Schadloshaltung fordern kann .

Die Verſäumung der von der Polizeibehörde einzuhaltenden
24ſtündigen Friſt wird nur inſofern erheblich , als ſie die Einhaltung
der anderen Friſt durch das Amtsgericht vereitelt .

Zu II .

1. Die richterliche Beſchlagsverfügung hat von dem zur
Unterſuchungsführung zuſtändigen Richter ( dem Amts⸗

gericht , nicht aber dem kreisgerichtlichen Unterſuchungsrichter , Ger . ⸗

Verf . §. 18, Abſ. 2. 28 ) auszugehen . P . G. F. 21 , Abſ. 1 , vgl.
St . ⸗P. ⸗O. F. 9 ff.

Der Beſchlag durch den Richter findet nicht allein bei den⸗

jenigen Verbrechen oder Vergehen ſtatt , welche durch den Staats⸗
anwalt ( von Amtswegen oder auf Antrag , St - P. ⸗O. §. 2 ) zu
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verfolgen ſind , ſondern auch bei denjenigen , wegen welcher nur auf
Privatanklage des Verletzten oder ſeines geſetzlichen Vertreters

eingeſchritten werden kann . ! ) Es beſteht aber zwiſchen beiden der

Unterſchied , daß , während die Zuläſſigkeit der Beſchlagsverfügung
bezüglich der erſteren lediglich nur durch den Antrag der Staats⸗

anwaltſchaft bedingt wird , P . G . F. 21 , Abſ. 1. dieſe bezüglich der

letzteren außer dem Antrag des Privatanklägers noch weiter den

Nachweis oder die Beſcheinigung dafür vorausſetzt , daß dem An⸗

kläger ein Schaden drohe , welcher einerſeits ein ſchwerer
und anderſeits , ſei es wegen der Art der Beſchädigung oder wegen
der Vermögens⸗Verhältniſſe des zum Schadenserſatz Verpflichteten ,
nicht leicht zu erſetzen iſt . P. ⸗G. F. 21 , Abſ. 2.

In allen Fällen hat das Amtsgericht ſogleich nach Em⸗

pfang des Beſchlagsantrags über denſelben zu verfügen ,
dabei aber ſelbſtverſtändlich den Beſchlag nur dann auszuſprechen ,
wenn es die Anſicht des Antragſtellers , daß die Druckſchrift einen

verfolgbaren Inhalt habe, theilt , P⸗G . §. 21, Abſ. 3; darauf , in

welcher Weiſe dem Amtsgericht der zu beurtheilende Inhalt der

Druckſchrift dargelegt wird , ob durch Vorlage eines Exemplars der

Druckſchrift oder in einer ſonſtigen Weiſe , kommt es nicht an .

Wegen der Art der Eröffnung der richterlichen Beſchlagsver⸗
fügung , ſ. A. 24 ; da über die Zeit , binnen welcher dieſe Eröffnung
ſtattzufinden hat , in dem Preßgeſetz nichts beſtimmt iſt , findet
die Vorſchrift des §. 141 Str . ⸗P. ⸗O. Anwendung , die Verſäumung
der darin bezeichneten Friſt hat jedoch einen beſonderen Rechtsnachtheil ,

insbeſondere die Wirkungsloſigkeit des Beſchlags , nicht zur Folge .
2. Eine Beſchlagnahme wegen ſtrafrechtlich verfolgbaren In⸗

halts durch die Polizeibehörde iſt nur wegen derjenigen Ver⸗

brechen oder Vergehen ſtatthaft , welche durch den Staatsan⸗

walt zu verfolgen ſind und ſetzt zugleich voraus , daß Ge⸗

fahr auf dem Verzuge ſei , d. h. daß der Zweck der Beſchlag⸗

nahme , die Fortſetzung und Beendigung der in Verbreitung der

Druckſchrift liegenden ſtrafbaren Handlung zu verhindern ( vergl .

) Hierzu gehören von den auf Seite 24 Note 1) angeführten ſtrafbaren

Handlungen nur : 1) die Verläumdungen und Ehrenkränkungen , und 2) der

Verrath von Fabrikgeheimniſſen .
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P. ⸗St . ⸗G. ⸗B. F. 30 ) , vereitelt würde , wenn die Polizeibehörde an⸗

ſtatt ſelbſt einzuſchreiten ſich auf die Erwirkung eines richterlichen

Beſchlags durch den Staatsanwalt beſchränken müßte . Pr . G. . 22,
Abſ. 1, vergl . Str . ⸗P. O. F. 49 , 53 . Abgeſehen hiervon bedarf
dieſer Beſchlag durch die Polizeibehörde einer Beſtätigung
durch das zur Unterſuchungsführung zuſtändige Amtsgericht , wenn

derſelbe wirkſam bleiben ſoll . Wegen dieſes Erforderniſſes iſt zu
bemerken : die Polizeibehörde iſt verpflichtet innerhalb der näch⸗
ſten 24 Stunden ihre Akten dem Staatsanwalt vorzulegen ;
dieſer hat , wenn er den Beſchlag für unbegründet hält , denſelben
ſofort zurückzunehmen , andernfalls binnen weiterer drei Ta ge
bei dem Amtsgericht den Antrag auf Beſtätigung zu ſtellen , von
dieſem iſt ſodann binnen weiterer drei Dageſüber Aufhebung
oder Fortbeſtand des Beſchlags zu erkennen . Pr . ⸗G. §. 22 , Abſ. 23
Wird die richterliche Beſtätigung nicht innerhalb7 Ta gen von
der Anlegung durch die Polizeibehörde erkannt und fin⸗
det auch die Eröffnung nicht in der gleichen Friſt oder ſofern die⸗
ſelbe an eine zwar nicht am Sitze des Gerichts aber im Inlande
wohnende Perſon , deren Aufenthaltsort bekannt iſt , zu geſchehen
hat , innerhalb weiterer drei Tage ſtatt , ſo verliert der
Beſchlag in gleicher Weiſe wie der wegen preßpolizeilicher Uebertre⸗
tungen verfügte aber durch Einſprache angegriffene Polizeibeſchlag
kraft Geſetzes ſeine Wirkſamkeit . Pr . ⸗G. §. 22 , Abſ. 4, vgl. §. 24,
Abſ. 1. Eine Verſäumung der von der Polizeibehörde und Staats⸗
anwalt einzuhaltenden Friſten hat nur die Folge , daß ſich dadurch
für das Amtsgericht die Friſt , innerhalb welcher dieſes eine wirk⸗
ſame Beſtätigung des Beſchlags verfügen und eröffnen kann , mindert .

3. Der Antrag auf Verfügung ( Ziff . 1) oder Beſtätigung
(Ziff . 2 ) des Beſchlags kann zwar ohne gleichzeitige Stellung eines
Hauptantrags wegen des verübten Preßvergehens eingebracht wer⸗
den, aber es muß , wenn dieſes geſchehen iſt , der letzterwähnte An⸗
trag binnen drei Tagen von Eröffnung des richter⸗
lichen Erkenntniſſes , welches den Beſchlag verfügt oder be⸗
ſtätigt ( Pr . ⸗G. F. 24 , Abſ. 1) eingereicht werden , indem dieſer
ſonſt nach Ablauf der gedachten Friſt ſofort von Amtswegen
durch das Amtsgericht wieder aufgehoben werden
muß . Pr . ⸗G. §. 23 .
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4. Weder dann , wenn der Beſchlag kraft Geſetzes erliſcht ,

noch wenn derſelbe gemäß der zuletzt erwähnten Beſtimmung

( Ziff . 3 ) wieder aufgehoben werden mußte , geht das Recht der

ſtrafgerichtlichen Verfolgung des verübten Preßvergehens für den

Staatsanwalt oder Privatankläger verloren , darum kann auch der⸗

jenige , welcher nachher die Druckſchrift verbreitet wegen des darin

liegenden Vergehens ganz ebenſo belangt werden , wie wenn ein

Beſchlag niemals angelegt worden wäre .

5. Gegen das Erkenntniß , wodurch das Amtsgericht die Be⸗

ſchlagnahme einer Druckſchrift verfügt , verſagt oder wieder aufhebt

findet das Rechtsmittel der Beſchwerdeführung an die Raths⸗ und

Anklagekammer ſtatt ; dieſelbe iſt innerhalb 10 Tagen von der Er⸗

öffnung des Erkenntniſſes mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich zu

erheben . St . ⸗P. ⸗O. F. 372 . 412 . Abſ. 3. 413 .

6. Ueber die Koſten der Beſchlagnahme und des durch die⸗

ſelbe veranlaßten gerichtlichen Verfahrens entſcheiden die Vorſchrif⸗

ten der Strafprozeßordnung . P. ⸗G. F. 25 Abſ . 1. vgl. St . ⸗P. ⸗O.

§. 426 ff. §F. 326 .

7. Der von dem Amtsgericht verfügte oder rechtzeitig beſtätigte

Beſchlag , welcher nicht ſchon zu Folge der Verſäumung der Friſt

zur Stellung eines Hauptantrags wegen des verübten Preßver⸗

gehens wieder aufgehoben werden mußte ( P . G. §. 23 —ſ . oben

Ziff . 3) , behält ſeine Wirkſamkeit , bis die Aufhebung desſelben
durch das Amtsgericht nach Beendigung des eingeleiteten Strafver⸗

fahrens ausgeſprochen wird ; dieſe kann nur , muß aber auch ſtets

dann verfügt werden , wenn das Strafverfahren in anderer Weiſe

als mit einem Erkenntniß abſchließt , welches die Unterdrückung oder

Vernichtung der mit Beſchlag belegten Druckſchrift verfügt .
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